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Amts⸗ 


Blatt 


ber Köntalichen Regierung zu Marienwerder. 


Marienwerde 


9. 


Nro. 
Verordnungen und Bekanntmachungen der 
entral⸗Behör den. 


) Regulativ 
zur Ordnung des äußeren Geſchäftsganges bei den 
Deputationen für das Heimathweſen. 
($ 43 des Geſetzes vom 8. März 1871). 
Geſetzſamm lung S. 130 ff. 
Geſchäfte der Deputation. 
§ 1. In öffentlicher Sitzung der Deputa⸗ 
tion und nach mündlicher Verhandlung unter den Par⸗ 


teien erfolgt in allen Fällen die der Deputation zuſtehende 
Entſcheidung erſter Inſtanz 


in denjenigen Streitſachen, die gegen einen Armen⸗ 
verband ihres Sprengels von einem andern deut⸗ 
ſchen Armenverbande anhängig gemacht werden 
und in denen die Erſtattung von Armenpflegekoſten 
oder die Uebernahme eines Hülfsbedürftigen ver: 
langt wird. ($ 38 ff. des Reichsgeſetzes über den 


AUnterſtützungswohnfitz; § 40 ff. des Geſetzes vom 


8. März 1871). 
82. Nicht ausſchließlich den öffentlichen Sitzun⸗ 
gen vorbehalten ſind die ſonſtigen der Deputation 


bbliegenden Geſchäfte, insbeſondere 
1 


„Die Feſtſetzung der gegen ungehorſame Zeugen 
und Sachverſtändige vorbehaltlich des Rekurſes an 


das Bundesamt für das Heimathweſen, zu er⸗ 


kennenden Strafen, ſowie die Entſcheidung der 
Rekurſe bezüglich der von den Kreis⸗Kommiſſionen 
1 derartigen Strafen ($ 49. 61 des 
Geſetzes vom 8. März 1871), — 
die Leitung des Schriftwechſels unter den Parteien 
nach angelegter Berufung an das Bundesamt für 
das Heimalhweſen (§ 46 ff. des Reichsgeſetzes), — 
3. die Vollſtreckung der Exekution gegen die Armen⸗ 
verbände ihres Sprengels gemäß § 53 des Reichs: 


eſetzes, — 
4. die Vülcgungismachung der Exekution, welche von 
einem Armenverbande ihres Sprengels auf Grund 


einer vorläufig vollſtreckbaren, in höherer Inſtanz 


wieder aufgehobenen Entſcheidung erwirkt worden 
war (§ 54 des Reichsgeſetzes), — 


= 


rung einer Einigung unter den betheiligten Armen⸗ 
verbänden über das Verbleiben einer, nach 8 5 
des Freizugigkeitsgeſetzes vom 1. November 1867 


r, den 28. Februar 


.das vermittelnde Einſchreiten behufs Herbeifüh⸗ 


Den Aufenthaltsorte (§ 55 des Reichsgeſetzes) 
owie 
6. bei nicht erreichter Einigung, der Erlaß der, gemäß 
§ 56 des Reichsgeſetzes, vorbehaltlich der Berufung 
an das Bundesamt für das Heimathweſen, zu 
treffenden bezüg ichen Anordnungen, — 
7. die endgültige Entſcheidung der Streitigkeiten über 
die Nothwendigkeit des Transports eines auszu⸗ 
weiſenden, im Sprengel der Deputation ſich auf⸗ 
haltenden Hülfsbedürftigen oder über die Art der 
Ausführung des Transports (8 58 des Reichs⸗ 
geſetzes)j, — 
die Entſcheidung letzter Inſtanz in denjenigen 
Streitſachen, welche die Beſchwerden gegen Ver⸗ 
| fügungen der Vorſtände der Orts⸗Armenverbände 
darüber, ob, in welcher Höhe und in welcher 
Weiſe Armenunterſtützungen zu gewähren ſind, zum 
Gegenſtande haben (§ 63 des Geſetzes vom 8. März 
18 


e 
9. die 99 vorbehaltlich des Rechtsweges er⸗ 
folgende Entſcheidung der Rekurſe gegen Entſchei⸗ 
dungen der Verwaltungsbehörden in den 88 65 
und 66 des Geſetzes vom 8. März 1871 erwähn⸗ 
ten Streitſachen zwiſchen einem Armenverbande 
und den zur Unterſtutzung eines Hülfsbedürftigen 
verpflichteten Angehörigen, — 

. bie endgültige Entſcheidung darüber, ob und welche 
Beihülfe einem Orts⸗Armenverbande ihres Spren⸗ 
gels behufs Erfüllung der ihm obliegenden Ver⸗ 

pflichtungen von dem Landarmenverbande zu ge⸗ 

| währen ift ($ 36 des Geſetzes vom 8. März 1871). 

| Der Deputation bleibt es unbenommen, auch in 

den vorſtehend aufgeführten, dazu geeigneten Fällen 
die Betheiligten reſp. deren Vertreter zum perſönlichen 

Erſcheinen in ihre öffentliche Sitzung vorzuladen. 

Sitzungen der Deputationen. 

| $ 3. Die Deputation verſammelt ſich an regel: 

mäßigen, im voraus von ihr beſtimmten Sitzungstagen; 

dem Vorſitzenden der Deputation bleibt es unbenommen, 

im Bedürfnißfalle außerordentliche Sitzungen anzube⸗ 

raumen. 

Einberufung der Stellvertreter, Urlaub der Mitglieder. 

$ 4. Ein Mitglied, welches durch Krankheit oder 
durch ſonſtige nicht zu beſeitigende Umſtände verhindert 
iſt, einer ordentlichen oder außerordentlichen Sitzung 
der Deputation beizuwohnen oder ſich der Wahrneh⸗ 


I 


‚auszumeilenden Perſon oder Familie an ihrem mung der ihm ſonſt obliegenden Geſchäfte zu unterziehen, 
Ausgegeben in Marienwerder den 29. Felruar 1872. 
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hat dies ſofort behufs Einberufung ſeines Stellvertreters, 
dem Vorſitzenden anzuzeigen. 

In ſchleunigen Fällen hat das verhinderte Mit⸗ 
glied ſeinen Stellvertreter unmittelbar zu benachrichtigen; 
der Stellvertreter iſt alsdann, auch ohne beſondere 
Berufung von Seiten des Vorſitzenden verpflichtet, ſich 
zu der betreffenden Sitzung einzufinden beziehungsw. die 
Geſchäfte des Mitgliedes zu übernehmen. 

§ 5. Die ernannten Mitglieder und deren 
Stellvertreter bedürfen zu einer, die Dauer von ſechs 
Wochen überſteigenden Entfernung vom Sitze der Depu⸗ 
tation eines von den Miniſtern der Innern und der 
Juſtiz gemeinſchaftlich zu ertheilenden Urlaubs, unbe⸗ 
ſchadet der ſonſtigen, hinſichtlich der Beurlaubung der 
Staatsbeamten beſtehenden Vorſchriften. 


$ 10. Der Vorſitzende leitet die Verhandlungen 
und Berathungen in den Sitzungen der Deputation; 
er ſtellt die Fragen und ſammelt die Stimmen, — 
vorbehaltlich der Entſcheidung des Kollegiums, falls 
über die Frageſtellung oder über das Ergebniß der 
Abſtimmung eine Meinungsverſchiedenheit entſteht. 

$ 11. In denjenigen, in nicht öffentlicher Sitzung 
und ohne vorgängige mündliche Verhandlung unter 
den Parteien zur kollegialiſchen Entſcheidung gelangenden 
Sachen, welche einer beſonders ſchleunigen Erledigung 
bedürfen, kann der Vorſitzende geeigneten Falles eine 
ſchriftliche Abſtimmung der Mitglieder veranlaſſen; 
ergiebt ſich hierbei jedoch eine Meinungsverſchiedenheit, 
ſo iſt in allen Fällen die kollegialiſche Entſcheidung in 
einer Sitzung der Deputation herbeizuführen. 

Die gewählten Mitglieder und deren Stell⸗ Mündliche Verhandlung in öffentlicher Sitzung. 
vertreter haben bei beabſichtigter längerer Entfernung $ 12. Die zur mündlichen Verhandlung gelan⸗ 
von ihrem Wohnorte ſich mit einander zu benehmen |genden Sachen werden in der, durch den Vorſitzenden 
und dem Vorſitzenden ſofort entſprechende Anzeige zu beſtimmten, durch Aushang vor dem Sitzungszimmer 
erſtatten. bekannt zu machenden Reihenfolge erledigt. In der 

Die ernannten, wie die gewählten Mitglieder Vorladung an den Parteien iſt die zur mündlichen 
haben unter allen Umſtänden dafür Sorge zu tragen, Verhandlung beſtimmte Stunde anzugeben. Bleiben 
daß eingehende Zuſendungen im Falle ihrer Abweſenheit beide Parteien aus, ſo wird das Sachverhältniß durch 
ſofort an ihren Stellvertreter befördert werden. den Referenten vorgetragen. Daſſelbe geſchieht, wenn 

Befugniſſe des Vorſitzenden, Leitung des Verfahrens. ieee a 3 ni letzteren in nach dem 
$ 6. Der Vorſitzende leitet und überwacht den Vortrage des Referenten das Wort zu geben. 


5 5 x $ 13. Der Vorſitzende verkündigt die ergangene 
geſammten Gejchäftsgang bei der Deputation. ‚Er er: 8 f 35 77 \ 
öffnet die eingehenden Schriftſtücke und verfieht fie Entſche dung mebit den, Entſcheidung gründen. Die 


Ne A h 
mit dem Vermerk wegen des Tages des Einganges. Saen ber Eniſcheidung kann bis auf bie nächſe 
enn S He. Sitzung ausgeſetzt werden. Zu der letzteren werden 
Hat eine Partei den Scheiftftiüden ($ 47. 48 des Ge⸗ die erſchienenen Parteien mündlich vorgeladen, einer 
ſebes rom 6. März 1871) kein Duplikat beigefügt, ſo V0 ladung der ausgebliebenen Parteien bedarf es nicht 
verfügt er die Anfertigung deſſelben auf ihre Koſten. Vorladung 17 i f 1 
§ 14. Mittelſt der Entſcheidung find ſofort die 
§ 7. Die in den Fällen des § 2 unter Nr. 2 Koſten des Verfahrens ſowie die zu erſtattenden Aus⸗ 
bis 5 zu treffenden Verfügungen werden der Regel lagen und Gebühren (8 56 des Geſetzes vom 8. März 
nach ohne Vortrag im Kollegium, entweder von dem 1871) feſtzuſetzen. Die Feſtſetzung der zu erſtattenden 
Vorſitzenden ſelbſt oder unter ſeiner Mitzeichnung von Auslagen kann ausnahmsweiſe einen beſonderen, nach 
demjenigen Mitgliede der Deputation erlaſſen, welchem Anhörung des Gegners und in nicht öffentlicher Sitzung 
der Vorſitzende die Bearbeitung der Sache überträgt. zu erlaſſenden kollegialiſchen Beſchluſſe der Deputation 
Ergiebt ſich zwiſchen dieſem Mitgliede und dem Vor⸗ vorbehalten bleiben; die durch das betreffende Ver⸗ 
ſitzenden eine Meinungsverſchiedenheit oder wird gegen ſahren etwa weiter entſtehenden Koſten fallen demjenigen 
das Verfügte Einſpruch von Seiten einer Partei er⸗ Theile zur Laſt, welcher dieſelben durch verzögerte 
hoben, ſo iſt die Beſchlußnahme des Kollegiums hierüber Beibringung ſeiner Auslagenrechnung oder durch un⸗ 
herbeizuführen. begründeten Widerſpruch veranlaßt hat. 

Dem Ermeſſen des Vorſitzenden bleibt es in allen 8 15. Der Vorſitzende handhabt die Ordnung 
Fällen überlaſſen, den vorgängigen Vortrag im Kolle⸗ in den öffentlichen Sitzungen der Deputation, er kann 
gium anzuordnen. jeden Zuhörer aus denſelben entfernen laſſen, welcher 

5 8. Die Beſtimmungen des § 7 finden gleich⸗ Störungen verurſacht. a 
mäßig Anwendung auch auf alle ſonſtigen Verfügungen, Ausfertigungen ꝛc. ö 
welche, ohne der ſachlichen Entſcheidung vorzugreifen, 8. 16. Alle Entſcheidungen, Verfügungen 2c. wer: 
lediglich die Leitung des Verfahrens vor der Depu⸗ den in der Ausfertigung mit der Unterſchrift: 
tation bezwecken. (Brandenburgiſche ꝛc.) Deputation für das 

§ 9. In den, zur kollegialiſchen Entſcheidung Heimathweſen 
der Deputation gelangenden Sachen beſtellt der Vor⸗ verſehen und von dem Vorſitzenden vollzogen. Alle 
ſitzende aus der Zahl der ernannten oder der gewähl⸗ Concepte der auf Grund collegialiſchen Beſchluſſes er⸗ 
ten Mitglieder einen Referenten und nach Befinden gehenden Entſcheidungen ſind von wenigſtens drei Mit⸗ 
einen Korreferenten; auch kann er ſich ſelbſt zum Refe⸗ gliedern, mit Einſchluß des Vorſitzenden und der beiden 
renten oder zum Korreferenten beſtellen. ernannten Mitglieder, zu vollziehen. 


. 
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In den Fällen des § 1 wird die Ausfertigung Lit. F. über 100 Thlr. Nr. 11,865, 17,587, 23,019, 
der Entſcheidung mit der Ueberſchrift: 42,467, 58,864, 58,865, 58.866, 58,867, 58,868, 
Im Namen des Königs 62,867 66 586, 66,587, 79 978, 85,069, R5,170, 


und mit dem Siegel der Deputation — Preußiſcher 85 720, 85,721, 85,722, 85,723, 85,724, 85,725, 
Adler mit der Umſchrift: (Brandenburgiſche ꝛc.) Depu⸗ 85,726, 85,727, 85,728, 85,729, 85,730, 85,731, 
tation für das Heimathweſen — verſehen; in den näm⸗ 87,009, 130,339, 177,627, 
lichen Fallen find im Eingange der Ausfertigung die Lit. G. über 50 Thir. Nr. 20,259, 20,260, 26,29. 
Mitglieder der Deputation aufzuführen, welche an der Lit. II. über 25 Thlr. Nr. 15,889, 23,371, 23 372, 
Entſcheidung Theil genommen haben. 36,243, 39,047. 

$ 17. Alle Namens der Deputation zu bewir⸗ IJ. Freiwillige Staat?⸗Anleihe von 1818. 
kenden Zuſtellungen erfolgen mittelſt Requiſition der Lit. CO. über 100 Thlr. Nr. 6,060, 9,385, 9,475, 
betreffenden Bezirks⸗Regierung — des Polizei⸗Präſi⸗ 9,675, 25,413, 32,034, 45,550, 53,079 55,289. 
diums zu Berlin — oder der, der Bezirks⸗Regierung Lit. D, über 50 Tolr. Nr. 6,246, 6,93, 6,422, 18,512 
nachgeordneten Behörden oder durch die Poſt, erforder- Lit. E. über 20 Thlr. Nr. 19,515, 19,516. 
lichen Falls gegen Behändigungsſchein. III. Staats anleihe von 1853. 

Mittelſt Requiſition der vorgedachten Behörden Lit. D. über 100 Thlr. Nr. 4,492. 
erfolgt desgleichen die Vollſtreckung der von der Depu⸗ IV. Staats⸗Prämien Anleihe von 1855. 
tation erlaſſenen Entſcheidungen. Ser. 176. über 100 Thlr. Nr. 17,565. 

Geſchafts⸗Controlbücher ꝛc. Ser. 229. über 100 Thlr. Nr. 22,811. 

8.18. Die Einrichtung der erforderlichen Geſchäfts⸗ Ser. 791. über 100 Thhr. Nr. 79,068. 
Controlbücher bleibt bis auf Weiteres dem Vorſitzenden Ser. 831. über 100 Talr. Nr 83,075. 
der Deputation nach Berathung mit der letzteren Ser. 1,009. über 100 T lr. Nr. 100,810, 
überlaſſen. Ser. 1,262. über 100 Thlr Nr. 126, 07. 

Die Bezirks⸗Regicrungen am Sitze der Deputation V. Staats⸗Auleihe von 1855 A. 
— das Polizei⸗Präſidium zu Berlin — hat bis auf Lit. C. über 200 Tylr. Nr. 3,118. 
Weiteres der Deputation die erforderlichen Geſchäfts⸗ VI. Staais⸗Anteige von 1856, 
lokale, das erforderliche Subaltern⸗Perſonal und den Lit. DD. über 100 Thlr. Nr. 10,809. 
Bureaubedarf zur Verfügung zu ſtellen. Etwaige! VII. Staais⸗Anleihe von 1857. 
Meinungsverſchiedenheiten über das Erforderliche ſind Lit. A. über 1000 Thlr. Nr. 707, 
zur Entſcheidung der Miniſter des Innern und der VIII. Sprocentige Staais Anleihe von 1859. 
Juſtiz zu bringen. Lit. B. über 500 Thlr. N.. 7,387, 7,388. 

$ 19. Am Jahresſchluß hat der Vorſitzende in Lit. D. über 100 Thlr Nr. 8,511. 
Gemeinſchaft mit dem zweiten ernannten Mitgliede IX. II. S aats Anleihe von 1859. 
den Miniſtern des Innern und der Juſtiz eine Ueber⸗Lit. C. über 200 T lr. Nr. 2,764, 9,477. 
ficht der vorgekommenen Geſchäfte berichtlich einzureichen. Lit. D. über 100 Thaler Nr. 9,910, 9,911, 9,912, 
In derſelben iſt die Zahl der von der Deputation im) 9,913, 9.919, 18,019. 
Laufe des Jahres abgehaltenen öffentlichen Sitzungen, X. Staats- Anleibe von 1864. 
ſowie nach den Hauptkategorien geſondert, die Zahl Lit. B. über 500 Thlr. Nr. 8.558. 
der anhängig gemachten, erledigten und unerledigt ge⸗ Lit. C. über 200 Thlr. Nr. 2 352. 
bliebenen Sachen anzugeben, unter Hinzufügung der XI. Priorit ies⸗Obligarionen der Niederſchlefiſch⸗ 


jenigen gutachilichen Bemerkungen, zu denen die, bei Miärkſſchen Eiſcnbahn. 
Handhabung der materiellen und der prozeſſualiſchen Ser. II. über 50 Thir. Nr. 13,055, 18,281, 18,929. 
Beſtimmungen des Reichsgeſetzes über den Unterſtutzungs⸗ XII. Hannöverſche Ooligationen. 


wohnſitz und des Ausführungsgeſetzes vom 8. März Lit. N. über 100 Thlr. Nr 528. 
1871 gemachten Erfahrung Anlaß zu bieten ſcheinen. Lit. E. I. über 00 Thlr. N. 2,436, 


Berlin, den 1. Februar 1872. XIII. Karzeſſiſche Staats Präwien⸗Anleihe 
Der Miniſter des Innern. Der Juſtiz⸗Miniſter. von 1845. 
Graf Eulenburg. In Vertr.: de Rüge. Ser. 617. Abtbtilung I. und II. über 40 Thlr. Nr. 
2 N 15,419, 15.420. 


ſt i . 

der aufgerufenen und der Konigl. Kontrole der S'aats⸗ De 955 an 11 1 a 40 815 916 57 948 
deptere im e dae ne Sen gerihiich amor Ser 3.405 Abb. J. u. II. über 40 Tilt. Nr. 85 103. 
rt nachgewieſemn Stantäpapie:e, XIV. Naſſauiſch Staats⸗Prärmien⸗Anleibe von 1837. 


J. Staate ſchuldſcheine. Ueber 25 F. N.. 3 330,9 323 8,084, 8 34, 26,550, 
Lit. A. über 1000 Thlr. Nr. 24,887. 35,5 18, 68,847, 65,843, 68,849, 79,351. 
Lit. B über 500 Thlr. Nr. 11,566, 23,86. Berlin, den 28. Januar 1872. 
Lit. D. über 300 Thlr. Nr. 8,788. Königliche Kontrole der Staalspapiere. 


Lit. E. über 200 Thlr. Nr. 3,574, 19,175. Dehnicke. Erbrich. Looſe. 


U 
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Verordnungen und Bekanntmachungen der 7) Das Sommer ⸗ Semeſter am Königl. Pomo⸗ 
:vvinziat: Behörden. logiſchen Inſtitute in Proskau in Schlifien 


3) Der als Agent zum Betriebe des Geſchäfts der begmnt den 1. April c. Die Anſtalt hat den Zweck, 
Beförderung von Auswanderern in den Preußiſchen durch Lehre und Beilpiel, auf dem Wege der Theorie 
Staaten den dem Haupt⸗ und General Agenten, und der Praxis die Gärtnerei in unſerem Baterlande, 
Kommerzienratb E. W. Delius zu Versmold, im Auf- eſonders die Nutzgä tnerei und namentlich den Obſt⸗ 
trage bes Schiffsmaklers H. Dauelsberg zu Bremen bau zu heben und zu fö dern. 

co erſſionirte Kaufmann Richard Zuderian zu Culm Der Kurſus der Gartenbauſchüler iſt ein zwei⸗ 
hat vieler Gerät ni deruelegt. j hriger; ber Unterricht umfaßt: 

In AGemäßhert des in Folge der 88 5—7 des a. Begründende Fächer: Mathematik und Rech⸗ 
G.ſetzes vom 7 M. 1853 „laſſenen Regl⸗menta ges nen, Puyfik, Chemie, Mineralogie, Botanik und 
Herrn M art s mr Hand. , Gewerbe und öff- tliche Zoologie; 

Arbe en vem 6 S.piembe 853 brin en wir dieſes b. Hauptfächer: Bodenkunde, Allgemeiner Pflanzen⸗ 
mit tem Bemerken zur öffent zich n Kenntniß, daß bau, Obſtkultur, insbeſondere Obſtbaumzacht, 
eiwaige Ansprüche aus der Geſchäftsfuhrung des dc. Obabaumpflege, Obſtkeyntniß (Pomolo ie, Obſt⸗ 
G dertan nach § 14 gedack ten Re lements binnen einer benutzung Lebre vom Baumſchnitt, Weinbau, 
präk uflviſchen Fiſt von zwölf Monaten, vom Tage Gemüſ⸗bau und Tr. iberei, Handelsae wächs bau, 
des Erſchemens dieſer Be auntmacung im dieſſeitigen Geholzzucht, Landſchaftsgärtnerei, Planzeichnen, 
Amt, blarte an gerechnet bei uns anzubringen find. Zeichnen und Malen von Früchten und Blumen, 
Mal ienwerd 1, den 21. Februar 1872. ö Feldmeſſen und Nivelli en; 

Konto ich“ Ren run, Abtheilung des Junern o. Nebenfächer: Buchfür rung, Vienenzucht und 
) Di Kr ei Je yäkar ſtelle des Kreiſes Grauns berg Seidenbau mit D monſtrauonen. 
iR durch V frgung des biönerigen Inhabers derſelben Zur Unterſtuzung des Unterrichts dienen: muſter⸗ 
in inen anderen Wukungskreis erledigt. gültige Baumſchalen in grorem Maßflabe, der Obſt⸗ 

Wir fordern daher quolifierrte Bewerber auf, park, der die verſchiedenen Formbäume enthält, der 
Ach unter Einreichung ihrer Qualifications⸗Atteſte inner Obſimuttergarten ausgedehnte G milieanla en, Bark⸗ 
halv fer Wochen bei uns zu melden. antagen u. A.; ferner die Bibliothek, das phyfikaliſche 

Königsberg den 16. Februar 1872. und chemiſche Kabinet, das Obfikabinet, der Modellſaal 

Königl. M⸗gterung. Abtheuung des Innern. zu. A.; dam try ten dem: ächſt die wiſſenſchaftliche Ber⸗ 
8) Die Kreiswundarziſt le ds Kreiſes Lyck mit dem ſuchsſtation Tür gärtueriſche Zwecke, Gewächshäuſer 
Wohnfige ds J hab re im Kırhorte Borszimmen u. für Doſtt eiberei und Einrichtungen zur Herſtellung 
mit einem fixiren jährlichen Einkommen and von Obliwein und Dörrobſt. 
Staatsfonds von 200 Thirn. if erledigt. 1 Das Honorar beträgt für das erſte und zweilt 

Qraliftcirte B. werber werden aufgefordert, ſich Sem fier je 30 Thlr. für das dr tte und vierte je 
unter Esur⸗ tung ihrer Zeugniſſe in 6 Wochen bel Thlr.; außerdem find halbjährlich 7 / Thlr. für 
uns zu meld n. 2 Wohnung Heizung, Beleuchtung, Bett und Bet wäſche 

Gumbinnen, ber 1. Februar 1812. m entrichten. Für de gewährte gute und reichhaltige 

Königl. Regierung. Abtheilung des Innern. Helöſligung wird Nichts berechnet, dagegen fino die 
6) Vom 1. März 1872 wird in fämmtlichen Verband Zöglinge verr flchtet, in den für die praktiſchen Be⸗ 
Güter Brkehren, an denen die Oſtbahn betheiligt iſt. ſa ätigungen beflinmicn Stunden die ihnen anyawei⸗ 
für die Beförderung der im Abſchuizt B. 11. A. zu ſende Arbeit ohne Entſchäpignng zu verrichten. 
Nr. 4 und 5 des Betriebs Reglement fur die Eiſen⸗ Anmeldungen zur Aufnahme haben unter Bei⸗ 
bal nn Deutſchlands vom 10. Juni 1870 und 22. Der bringung der Zeugniſſe ſchrifulch oder mündlich bei 
umber 1871 aufgeführten Arlikel in Ballons über dem unterzeichneten Direktor zu erfolgen. Derſelbe 


1½ Genmer ſckwer, deren Geſammtgewicht unter ift auch bereit, auf portofreie Anfrage weitere Aus kunft 


40 Centner beträgt, die Fracht für 40 Centner erhoben. zu ertheiler. J 
Bromberg, den 15. Februar 1872. Der Direktor des Königl. pomologlſchen Inſtitutbl. 
Königliche Direktion der Ofbahn. g Stoll. 
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Amtsblatt de 


Die Schweiz 


in Lauſanne domieilirten Lebens Verſicherungs⸗Actien⸗Geſellſchaſt wird die Conceſſion zum Geſchäftsbetriebe in den 

Könlglich Preußlſchen Staaten auf Grund der unterm 27 v. M. dem Miniſterium des Innern eingereichten Statuten 

hiermit unter nachfolgenden Bedingungen ertheilt: 

J) Jede Veränderung der bezeichneten Statuten muß bei Verluſt der Conceſſton angezeigt und, ehe nach derſelben 
verfahren werden darf, von der Preußiſchen Staats⸗Regierung genehmigt werden. 

2) Die Veröffentlichung der Conceſſion, der Statuten und der etwaigen Aenderungen derſelben, ſowie der bezüg⸗ 
lichen Genehmigungs⸗Urkunden erfolgt in den Amtsblättern reſp. amtlichen Publicationsorganen derjenigen Be⸗ 
zirke, in welchen die Geſellſchaft Geſchäfte zu betreiben beabſichtigt, auf Koſten der Geſellſchaft. 

3) Die Geſellſchaft hat wenigſtens an einem beſtimmten Orte in Preußen eine Haupt⸗Niederlaſſung mit einem 
Geſchäfts⸗Lokale und einem dort domicilirten Generalbevollmächtigten zu begründen. 

Der letztere iſt verpflichtet, derjenigen Königlichen Regierung, in deren Bezirk ſein Wohnſitz belegen, in den 
erſten ſechs Monaten eines jeden Geſchäftsjahres neben dem Verwaltungsberichte, der Generalbilanz und dem 
Rechnungsabſchluſſe der Geſellſchaft eine ausführliche Ueberſicht der im verfloſſenen Jahre in Preußen betriebenen 
Geſchäfte einzureichen — und zu gleicher Zeit nachzuweiſen, daß die Bilanz, der Rechnungsabſchluß und die 
gedachte Ueberſicht durch den Preußiſchen Staatsanzeiger veröffentlicht worden ſind. 


Beilage 


r Königlichen Regierung zu Marienwerder. 


ail e In der erwähnten Ueberſicht — für deren Aufſtellung von der betreffenden Regierung nähere Beſtimmungen 
an gallen werden können — iſt das in Preußen befindliche Activum von dem übrigen Activum geſondert auf⸗ 
zuführe 


n. 

Für die Nichtigkeit der Bilanz, des Rechnungsabſchluſſes (Gewinn- und Verluſt Conto), und der Ueberſicht, 

ſowie der von ihm geführten Bücher einzuſtehen, hat der Generalbevollmächtigte ſich perſönlich und erforder⸗ 
lichen Falles unter Stellung zugänglicher Sicherheit zum Vortheile ſämmtlicher inländiſchen Gläubiger zu ver⸗ 
pflichten. Außerdem muß derſelbe auf amtliches Verlangen unweigerlich alle diejenigen Mittheilungen machen, 
welche ſich auf den Geſchäftsbetrieb der Geſellſchaft oder auf den der Preußiſchen Geſchäftsniederlaſſung bezie⸗ 
ben, auch die zu dieſem Behufe etwa nöthigen Schriftſtücke, Bücher, Rechnungen ꝛc. zur Einſicht vorlegen. 

4) Durch den Generalbevollmächtigten und von dem inländiſchen Wohnorte deſſelben aus ſind alle Verträge der 
Geſellſchaft mit den Preußiſchen Staatsangehörigen abzuſchließen. 

Die Geſellſchaft hat wegen aller aus ihren Geſchäften mit Inländern entſtehenden Verbindlichkeiten, je nach 

Verlangen des inländiſchen Verſicherten entweder in dem Gerichtsſtande des Generalbevollmächtigten oder in 
demjenigen des Agenten, welcher die Verſicherung vermittelt hat, als Beklagte Recht zu nehmen und dieſe Ver 
pflichtung in jeder für einen Inländer auszuſtellenden Verſicherungspolice ausdrücklich auszuſprechen. 


Obmanns, Preußiſche Unterthanen fein. 
Die vorliegende Conceſſion kann zu jeder Zeit, und ohne daß es der Angabe von Gründen bedarf, lediglich 
nach dem Ermeſſen der Preußiſchen Staats. Regierung zurückgenommen und für erloſchen erklärt werden. f 
: Im Uebrigen tft durch dieſelbe die Befugniß zum Erwerbe von Grund⸗Eigenthum in den Preußiſchen Staaten 
nicht ertheilt. Zu ſelchem Erwerbe bedarf es vielmehr der in jedem einzelnen Falle beſonders nachzuſuchenden landes⸗ 
herrlichen Erlaubniß. 
Berlin, den 9. Januar 1872. 
(Siegel des Kgl. Preuß. Miniſteriums des Innern.) 
Der Minifter des Innern. 
In Vertretung: 
gez. Bitter. 


ni) 
Conceſſion zum Geſchäftsbetriebe in den Königlich Preußiſchen Staaten 
für die Lebeus⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaſt „Die chwelz“ in Lauſaune. 


Sollen die Streitigkeiten durch Schiedsrichter geſchlichtet werden, ſo müſſen dieſe letzteren, mit Einſchluß des 


SFF , 


* 
f 


* Full 


Statuten der Lebens- berficherungs⸗ Geſellſchaſt „Die Schweiz” 


in Lauſaune. 


8 1. Die Betheiligten bilden eine anonyme Geſellſchaft unter der 
Benennung Lebenverſicherungs⸗Geſellſchaft „Die Schweiz.“ Ihre Dauer 
iſt auf 99 Jahre feſtgeſetzt, vorbehalten den im 8 50 der vorliegenden 
Statuten vorgeſehenen Fall der Auflöſung. Eine Verlängerung zer 
Dauer der Geſellſchaft kann jedoch beſchloſſen werden. 

8 2. Der Geſellſchaftsſitz iſt in Lauſanne. Ihr Wirkungskreis er⸗ 
ſtreckt ſich über die ganze Schweiz und das Ausland. 

$ 3. Die Geſellſchaft befaßt ſich: mit der Aufnahme von Lebens⸗ 
verſicherungen gegen Prämien und der Errichtung von einfachen und 
aufgeſchobenen Leibrenten, zahlbar zu verſchiedenen Altersjahren oder 


zeitweiſe ausgeſtellt auf einen oder mehrere Köpfe, vereinigt oder einzeln, 


oder von irgend einer Reihenfolge in Betreff der Ueberlebung abhängig; 

mit der Anlegung von Capitalien auf Zinſeszinſen, mit oder ohne 
Bedingung des Ueberlebens, dem Ankaufe von Leibrenten, Nutznießungen 
oder bloßem Eigenthum und überhaupt mit Verträgen jeder Art, deren 
Folgen von dem Leben der Perſonen abhangen; 

mit der Bildung von gegenſeitigen Lebensverficherungsaſſociationen, 
deren Leitung ihr nach Maßgabe der beſonderen Reglemente zukommt. 

$ 4. Für die beim Abſterben einer dritten Perſon zahlfällig ge⸗ 
wordenen Verſicherungen behält ſich die Geſellſchaft vor, die Einwilligung 
dieſes Dritten in authentiſcher Form, oder in Betreff der nicht hand⸗ 
lungsfähigen Perſonen, die Einwilligung ihres Vaters, Vormundes oder 
Curators vorlegen zu laſſen. Die Einwilligung des Mannes zur Ber⸗ 
ſicherung des Lebens ſeiner Frau entbindet nicht von der Zuſtimmung 
dieſer Letzteren. 

8 5. Bei jeder in Folge Abſterbens zahlfällig werdenden Verſicherung 
kann der Verſtcherte, ohne die Geſellſchaft zu benachrichtigen und ohne 
Erhöhung der Prämie, ſich direct von einem Hafen Europas zum andern 
verfügen. Jedoch ſteht die Geſellſchaft in folgenden Fällen, auf die 
ihre allgemeinen Tarife keine Anwendung finden, für die Todesgefahr 
nicht ein, nämlich: im Falle einer Reiſe oder eines Aufenthalts außer⸗ 
halb Europas; des fremden Kriegsdienſtes und der Folgen der erhaltenen 
Wunden oder der aus dem Dienſte mitgebrachten Krankheiten; des 
Duells und des Selbſtmordes mit ihren Folgen; der kriminellen Unter⸗ 
nehmungen; der Vollziehung eines gerichtlichen Strafurtheils: In allen 
dieſen Fällen wird die 1 aufgehoben und die Geſellſchaft 
verfährt nach den zwiſchen ihr und den Verſicherten vereinbarten Be⸗ 


dingungen. 


§ 6. Im Falle ein ſchweizeriſcher Wehrmann, der unter der Nationals 
fahne kämpfend, geſetzmäßig für den Dienſt einberufen, in Folge er⸗ 
haltener Wunden den Tod findet, iſt die Geſellſchaft nur dann 
verantwortlich, wenn dieſe Art von Gefahr ihr durch den Wortlaut 
und die Bedingungen des Vertrages ausdrücklich auferlegt worden. 
In Ermangelung einer ſolchen Beſtimmung iſt die Police annullirt, 
und hie Geſellſchaft erſetzt die von Anfang eingezahlten Prämien ohne 
ntereffen. 
$ 7. Auf Verlangen des Contrahenten und gegen eine Erhöhung 
der nach der Wichtigkeit des Falles zu beſtimmenden Prämie kann 
die Geſellſchaft die Police auf das Leben eines Verſicherten, der gewiſſe 
Gefahren anzeigt, denen er ſich auszusetzen gedenkt, und welche die 
Geſellſchaft nicht übernommen hatte, aufrecht erhalten. Stehen dle 
Verſtcherungsanträge mit Umſtänden in Verbindung, auf welche die 
Tarife der Geſellſchaft keine Anwendung finden, fo ſind ſie analog nach 
ber Baſis ihrer Tarife zu reguliren. Die Geſellſchaft kann von ſich 
aus über Verſicherungen, die von einem möglichen Sterbefall abhangen, 
Verträge abſchließen, ſobald die zu verſichernden Perſonen das 60. Jahr 
zurückgelegt haben oder ihr Leben in Folge beſonderer Verumſtändungen 
beſtimmten Gefahren ausgeſetzt iſt. 
58. Der Verwaltungsrath kann in den Tarifen Abänderungen 
vornehmen, ohne jedoch denſelben rückwirkende Kraft zu geben. 
$ 9. Die Verſicherungsverträge auf den Fall des Abſterbens können durch 
ein regelmäßiges Indoſſement auf dem Titel ſelbſt, mit Angabe des Ceſſions⸗ 
preiſes übertragen werden. Zur gültigen Uebertragung iſt die Genehmi⸗ 


gung der Geſellſchaft erforderlich. Der Ceſſionär hat ſich bei ihr in einer 


authentiſchen und von der dritten Perſon unterzeichneten Urkunde über 
ſein Intereſſe am Leben des Verſicherten auszuweiſen, und zwar ſollen, 
wenn dieſe letztere Garantie verlangt wird, die vorgeſchriebenen Forma⸗ 


litten in den Bureau der Geſellſchaft oder iher Agenten vor ſich gehen. 


§ 10. Das Maximum der beim Abſterben fülligen Verſicherung 
iſt auf Fres. 100,000 per Kopf feſtgeſetzt; dasjenige der Leibrenten 
auf Fres. 10,000 jährlicher Rente per Kopf. * 
|, 11. Die Policen müſſen in der Form aufgeſtellt werden, wie fie 
durch die Geſetze des Landes erfordert wird, in welchem die Verſtche⸗ 
rung aufgenommen wurde. 

$ 12. Der Geſellſchaft iſt unterſagt, 
als mit den im 8 3 angef 
eigenen Gelder zu befaſſen. 
ihr ebenfalls unterſagt. 


Geſellſchaſts-Capital. 8 

$ 13. Das Geſellſchafts⸗Capital beträgt 2 Millionen Franken; baſſelbe 

wird durch zwei tauſend Actien zu tauſend Franken repräſentirt. Im 

Augenblick des Beginnens der Operationen der Geſellſchaft werden vom 

Betrage der Actien zwamig Procent in Baar eingeſchoſſen, oder zwei⸗ 
hundert Franken per Aetie. 

5 14. Die Aetionäre haften flir die von der Geſellſchaft einge⸗ 

gangenen Verbindlichkeiten unr bis zum Betrage ihrer Aetien. 
8 15. Sollte die Ausdehnung der Geſchüſte der Geſellſchaft oder 
irgend ein anderer Grund den Verwaltungsrath veranlaſſen, fernere Ein⸗ 
en einzufordern, jo haben die Actionäre binnen Monatsfrift 
der Aufforderung, die durch den Verwaltungsrath veröffentlicht werden 
ſoll, Folge zu leiſten. Die Actionäre verpflichten ſich demnach, auf Ber. 
langen des Verwaltungsrathes bis zum Birrage ihrer Actien einzuſchie⸗ 
ßen; dieſe 1 dilrfen jedoch niemals zwanzig Procent des 
Nominalwerthes der Aetien überſteigen, noch in näheren, als ſechsmonat⸗ 
lichen Terminen eingefordert werden. Jede Verpſtichtungsurkunde ſoll 
die Wahl des Domizils in Lauſanne enthalten. 

16 Jeder Aetionär wird in die Regtſter der Geſellſchoft für den 
Betrag der Actien, deren Inhaber er iſt, eingetragen. Es wird ihm 
ein Einſchreihungszeugniß, mit der Angabe der Anzahl feiner Actien 
und mit der Unterſchrift zweier Mitglieder des Verwalkungsrathes und 
des Directors verſehen verabfolgt. Die peleißeten Zahlungen werden 
auf der Rlickſeite des Zeugniffes angemerkt. 

8 17. Die Actionäre erhalten von dem baar eingezahlten Aectien⸗ 
Capital 44 pct. jährliche Zinſen, ſoweit als der in dem betreffenden 
Jahre ſich herausſtellende Netto-Gewinn die Mittel dazu gewährt (5 48). 

1917 Die Uebertragung der Actien geſchieht durch die Einſchreibung 
der Abtretung in ein zu biefem Behufe am Wohnſitze der Geſellſchaſt 
geführtes Regiſter. Die Uebertragung kann, ſelbſt im Fulle einer öffent⸗ 
lichen oder gerichtlichen Steigerung, nur mit Ermächtigung der Geſell⸗ 
ſchaft ſtattfinden. Nichtsdeſtoweuiger entbindet die vollſtändige Tilgung 
des Titels von Seite des Erwerbers von dieſer Bedingung. Die Ab⸗ 
tretung wird vom Cedenten rm und vom Ceſſtonär angenom⸗ 
men. Die Uebertragung einer Aetie begreift ſtets der Geſellſchaft gegen⸗ 
über die Abtretung ſämmtlicher mit der Aetie verbundenen Rechte in 
ſich. Die in Dritimanushaud übergegangene Aotie bleibt den Bedin⸗ 
gungen der gegenwärtigen Statnten unterworfen. 

$ 19. Läßt ein Aetionär die Friſt eines Monats nach der Auffor⸗ 
derung zur ferneren Einzahlung berſtreichen, ohne dleſefbe vollſtändig 
geleiſtet zu haben (58 18 n. 15); oder haben nach Verlauf einer ſechs⸗ 
monatlichen Friſt die Erben oder Stellvertreter eines verſtorbenen Ac⸗ 
tionärs unterlaſſen, Ceſſtonäre zu ſtellen, oder find die geſtellten Ceſſio⸗ 
näre von der Geſellſchaft nicht anerkannt: fo werden die Actien des 
ſaumſeligen oder verſtorbenen Netionärs, ohne irgend eine Ermächtigung 
oder Anzeige, auf Koſten und Gefahr des Actionärs oder einer Stell⸗ 
vertreter verkauft und deren Ertrag abrechnungsweiſe zur Tilgung deſſen, 
was der Geſellſchaft allmälig noch zu Gute kommt, verwendet. Ein 
allfälliger Ueberſchuß wird dem Berechtigten verabfolgt. Reicht der 
Ertag nicht hin, ſo macht die Geſellſchaft die ihr ſchuldige Reſtanz auf 
gerichtlichem Wege geltend. 

8 20. Wird über einen Actionär der Concurs verhängt, fo wird auf 
die im vorhergehenden Paragraphen vorgeſchriebene Meile verfahren, es 
werde denn eine vom Verwaltungsrathe genehmigte Bürgſchaft geleiſtet. 

5 21. Ein Actionär darf nicht mehr als 100 Actien eigenthümlich 
ten. Die Actien find untheilba eee. 


ſich mit anderen Geſchäften, 
ührten, und als mit der Anlegung ihrer 
Die Einlöſung ihrer eigenen Actien iſt 


beſi 


D 


verwaltung der Geſellſchaſt. 


8 22. Die Verwaltung der Geſellſchaft if einem Verwaltungsrath 
übertragen. Derſelbe beſteht aus . neun, und aus höchſtens 
fünfzehn Mitgliedern. Der Director hat in demſelben berathende Stimme 
und verfieht das Amt eines Seeretärs. 

§ 28. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes erhalten ein Taggeld, 
deſſen Betrag in der erſten Generalverſammlung feſtgeſetzt wird und von 
derſelben ſtets abgeändert werden kann. Die nicht am Sitze der Ge⸗ 
ſellſchaft wohnenden Mitglieder haben Überdies Anſpruch auf Vergütung 
ihrer Reiſekoſten. 

524. Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß Inhaber von 
fünf Aetien fein, die währeud feiner Amtsdauer unübertragbar find. 
98 25. Die General-Verſammlung erwählt dieſelben auf die Dauer 
von ſechs Jahren. Von zwei zu zwei Jahren wird ein Drittel der 
Mitglieder erneuert, welche jedoch gleich wieder wählbar find. 

8 26. Der BVerwaltungsrath ernennt aus feiner Mitte einen Prä⸗ 
ſtdenten und einen Vicepräſidenten. Ihre Amtsdauer iſt auf ein Jahr 
feſtgeſetzt; fie find jedoch wieder wählbar. In Abweſenheit des Präſi⸗ 
denten und des Bice⸗Präſtdenten führt das älteſte der anweſenden Mit⸗ 
glieder den Vorſitz. Bine 

9 27. Sollte ein Mitglied in der Zwiſchenzeit vom Verwaltungs: 
rathe austreten, ſo kann die ledige Stelle vom Verwaltungsrathe bis 
zum nüchſten Zuſammentritt der General⸗Verſammlung, welche zur de⸗ 
ſtuitiven Wahl ſchreitet, proviſoriſch beſetzt werden. Das auf dieſe Weiſe 
erwählte Mitglied bleibt nur jo lange im Amte, als das zu erſetzende 
Mitglied bis zu feinem regelmäßigen Austritt im Verwaltungsrathe 
noch zu bleiben haben würde. 

5 28. Der Verwaltungsrath verſammelt ſich monatlich ein Mal 

nud überdies, ſo oft es die Geſchäfte erfordern. Zu gültigen Beſchlllſſen 
iſt die Anweſentheit oder Vertretung der Mehrheit feiner Mitglieder er⸗ 
forderlich. Die außerhalb wohnenden Mitglieder können ſich durch Be⸗ 
vollmächtigte, die ſelbſt Mitglieder des Ratbes find, vertreten laſſen. Ein 
Mitglied darf nicht mehr als einen feiner Collegen vertreten. Das Pro⸗ 
tocoll wird vom Prüſidenten, Seeretär und einem Mitgliede des Ver⸗ 
waltungsrathes unterzeichnet. Bei Stimmengleichheit hat der Präſident 
oder das ihn vertretende Mitglied den Stichentſcheid. 
9 29. Der Verwältungsrath nimmt von allen Angelegenheiten der 
Ke Einſicht. Er beräth und beſchließt die allgemeinen Vertrags⸗ 
bedingungen. Er ſtellt die Tarife feſt und ändert fie gemäß § 8. Er 
beſtimmt den Zeitpunkt und den Betrag der auf das Aectien⸗Tapital zu 
lelſtenden Einzahlungen ($ 13 u. 15). Er entſcheidet, unter Vorbehalt 
der Genehmigung der Generalverſammlung, über den Betrag des Ge⸗ 
winnantheils und vertheilt denſelben gemäß 8 49. Er beruft die Ge⸗ 
neralverſammlang ein und ſetzt die Tagesordnung feſt. Er beſchließt 
die Anlegung der verfügbaren Gelder gemäß den Beſtimmungen des 
$ 90. Ihm ſteht die Befugniß zu vor Gericht zu erſcheinen, Compro⸗ 
miſſe und Vergleiche zu ſchließen. Er kann feine Deingaifie übertragen, 
ledoch nur durch ein befonderes Mandat und für fpecielle und beſtimmte 
Zwecke. Die Erwerbung, die Veräußerung oder der Tauſch von un⸗ 
beweglichem Geſellſchaftseigenthum kann nur in Folge einer beſonderen 
Beſchlußnahme des Verwaltungsrathes ſtattfinden. Die Auszüge aus 
den Protocollen des Verwaltungsrathes ſollen vom Secretär verabfolgt 
und vom Präſtdenten contraſtgnirt werden. 

& 30. Die Gelder der Geſellſchaft dürfen nur angelegt werden: 
J) in Hypotheken; die Beleihung von ſtädtiſchen Grundſtücken darf 
nbeffen 50 pCt., von ländlichen Grundſtücken 663 pCt. ihres Werthes 

nicht äberfteigen; der Werth der zu beleihenden Grundstücke wird dabei 
nach den Grundſätzen beſtimmt, welche an dem Orte, wo die Grund⸗ 
ſtücke liegen, für die Werthermittelung behufs Anlegung von Bupilen- 
geldern maßgebend ſind; 

2) in Obligationsanleihen der ſchweizeriſchen Eidgenoſſenſchaft, der 
ſchweizeriſchen Kantone und Gemeinden, ſowie in vom Staate garau⸗ 
tirten Eiſenbahn-Obligationen, oder in Obligationen anderer Unterneh⸗ 
mungen, jomeit alle vorſtehenden Obligationen nach den am Size der 
Geſellſchaft geltenden Grundſätzen zur Anlegung von Pupillengeldern 
geeignet find. 

3) in Darlehen auf Hypothekendocumente und Valuten derſelben Gat⸗ 
tung, wie die im vorigen alinea angeführten, jedoch nur bis zu 75 pCt. 
ihres jeweiligen Courswerthes und reſp. Nominalwerthes, falls dieſer 
geringer fein. ſollte als der Courswerth. 5 

in Wechſel oder Schuldverſchreibungen mit höchſtens 90 Tage 
Ziel, wenn aus den Wechſeln oder Schuldverſchreibungen mindeſtens 
zwei notoriſch zahlungsfähige Giranten mit verhaftet find, 

Die Erwerbung von Grundſtücken if ausgeſchloſfen, ſofern dieſelbe 


3 


nicht zur Sicherung einer Forderung erforderlich iſt oder ſofern die 
Grundſtücke nicht zur Einrichtung eigener Geſchäftslokalien dienen ſollen. 

& 31. Der Verwaltungsrath bezeichnet zwei feiner Mitglieder, welche 
in Gemeinſchaft mit dem Director einen Directions⸗Ausſchuß bilden; 
derſelbe hat die Vollziehung der Beihkiffe des Verwaltungsrathes zu 
überwachen. Die Mitglieder des Verwaltungsrathes, welche dieſem 
Ausſchuß angehören, ſtehen dem Director bei der Feſtſtellung der be⸗ 
ſonderen Verſicherungsbedingungen, der Auszahlung der Verluſte und 
der anderen Ausgaben der Geſellſchaft zur Seite. Die Befugniſſe dieſes 
Ausſchuſſes in Betreff der Anlegung der Geſellſchafts⸗Capitalien werden 
durch den Verwaltungsrath feſtgeſtellt. | \ 

$ 32. Die zwei Mitglieder des Verwaltungsrathes, die zugleich im 
Directions⸗Ausſchuſſe ſitzen, haben Anſpruch auf einen Dritttheil des zu 
Gunſten des Verwaltungsrathes durch den § 49 vorbehaltenen Gewinn⸗ 
antbeiles. Ueberdies erhalten fie ein Taggeld, deſſen Betrag vom Ver⸗ 
waltungsrathe feſtgeſetzt wird; daſſelbe darf jedoch die den Mitgliedern 
des Rathes ſelbſt zukommende Entſchädigung nicht überſteigen. 


Direction. 


§ 33. Die Leitung der Anftalt iſt einem Director übertragen; 
derſelbe wohnt dem Verwaltungsrathe mit berathender Stimme und 
dem Directions ⸗Ausſchuß, deſſen Präſident er iſt, mit entſcheidender 
Stimme bei. Er wird vom Verwaltungsrathe ernannt, der ihn auch 
abberufen kann. 5 
§ 34. Der Director muß Inhaber von zehn Actten fein; dieſelben 
find während feiner Amtsdauer untübertragbar. Seine Beſoldung wird 
durch den Verwaltungsrath feſtgeſetzt. Er hat überdies Anſpruch auf 
die im $ 49 vorgeſehenen Vergünſtigungen. 
8 35. Der Director iſt mit der Vollziehung der Beſchlüſſe des 
Verwaltungsrathes beauftragt. Er leitet die Bureaux, ernennt die An⸗ 
eſtellten und ruft fie ab. In Gemeinſchaft mit dem Directions⸗Aus⸗ 
uff. ſtellt er die beſonderen Verſicherungs⸗Bedingungen feft und be⸗ 
ſchließt die Auszahlung der Todesfälle. Der Director führt die für 
Geſellſchafts⸗Angelegenheiten verbindliche Unterſchrift. Indeſſen mitffen 
die Policen und Prämien⸗Quittungen von dem Director und einem 
Mitgliede des Verwaltungsrathes, die Actleuſcheine, die Actienüber⸗ 
tragungsſcheine und die Agentur⸗Verträge vou dem Director und zwei 
Mitgliedern des Berwaltungsrathes unterzeichnet werden. In Betreff 
der im Anslande genommenen Verſicherungen ſoll nach 8 11 der gegen⸗ 
wärtigen Statuten verfahren werden; es werden daher, wenn bie Ges 
ſetze oder die competenten Behörden des betreffenden Landes es erfor⸗ 
dern, die Verträge am Domizil des General-Bevollmächtigten der Ge⸗ 
ſellſchaft abgeſchloſſen und von dieſem unterzeichnet werden, unbeſchadet 
der obigen erforderlichen Ri Unterschriften. 
$ 36. Im Falle von Krankheit, Verhinderung oder Abweſenheit wird 
der Director durch ein Mitglied des Directions -Ausſchuſſes vertreten. 


General-Berfammlung. 


$ 37. Die General⸗Verſammlung repräſentirt ſämmtliche Aetionäre. 
Ihre Beſchlüſſe ſind für einen Jeden, ſogar für die Abweſenden, verbind⸗ 
lich. Sie befteht aus den Inhabern einer Aetie oder einer größeren 
Anzahl von Actien. > 

8 38. Eine Xetie berechtigt zu einer Stimme. Vier Actien berech⸗ 
tigen zu zwei Stimmen. Je vier Actien über vier geben eine Stimme 
mehr, ohne das einem Actionär jedoch mehr als fünf Stimmen fir 
feine eigenen Actien zukommen können. — Das Recht, der General, 
verſammlung beizuwohnen, kann nur einem ſtimmberechtigten Aetionär 
abgetreten werden Der Stellvertreter darf jedoch mit Inbegriff feiner 
Stimme nicht mehr als zehn Voten abgeben. 

§ 39. Zu einer gültigen Beſchlußnahme der General⸗Verſammlung 
iſt die Anweſenheit von wenigſtens zwanzig Actionäcen, die fünfhundert 
Actien repräſentiren, erforderlich. Wird dieſe Zahl nicht erreicht, ſo 
ſoll zur Einberufung einer anderen Verſammlung in der vorgeſchriebe⸗ 
nen Form (8 40) mit Beibehaltung der nämlichen Tagesordnung ge⸗ 
ſchritten werden, und ungeachtet der Anzahl der anweſenden Mitglieder 
und der repräſentirten Actien kann dieſe neueinberufene Verſammlung 
gültige Beſchlüſſe faſſen, die Ausnahmefälle vorbehalten (88 44 u. 50). 
„8 40. Die General⸗Verſammlung findet ordentlicher Weiſe alljähr⸗ 
lich vor Ende Mal ſtatt. Die Einberufung geſchieht durch Einladungs⸗ 
ſchreiben, die wenigſtens 14 Tage vor dem Verſammlungstage an das 
von jedem Aetionär angezeigte Domizif zu richten find; dieſen Einla⸗ 
dungsſchreiben iſt die Tagesordnung und der Jahresbericht beizufügen. 
Den Vorſitz in der General⸗Verſammlung flührt von Rechts wegen ber 
Präſident des Verwaltungsrathes oder in deſſen Abweſenheit das ihn 
vertretende Mitglied dieſes Rathes. Die zwei anweſenden Aetionäre, 
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welche die meiſten Actien beſitzen, verſehen das Amt der Stimmen- 
zähler. Der Präſident und die Stimmenzähler bezeichnen den Secretür. 
Die Beſchlußnahmen werden durch das abſolute Mehr der repräjen- 
tirten Voten gefaßt. 

§ 41. Alljährlich erwählt die General⸗Verſammlung aus der Mitte 
der Aetionäre mit abſoluter Stimmenmehrheit drei Commiſſäre zur Prü⸗ 
fung der laufenden Jabresrechnungen der Geſellſchaft. Ergiebt der erſte 
Wahlgang keine abſolute Mehrheit, ſo ſind im zweiten Wahlgang die⸗ 
jenigen drei Actionäre, welche die meiſten Stimmen vereinigt haben, 
als gewählt zu betrachten. So wie die Einberufung der General-Ver⸗ 
ſammlung beſchloſſen wird, begeben ſich die Commiſſäre an den Sitz 
der Geſellſchaft; daſelbſt prüfen ſie die Rechnungen und entwerfen ihren 
Bericht für die General⸗Verſammlung; derſelbe iſt wenigſtens acht Tage 
vor dem Verſammlungstage dem Verwaltungsrathe mitzutheilen. 

8 42. Die General-Verſammung hört der Reihenfolge nach an: 
Deu im Namen des Verwaltungsrathes abgefaßten Bericht des Direc- 
tors über den Geſchäftsgang des abgelaufenen Jahres. Den Bericht 
der Unterſuchungs⸗Commiſſäre, betreffend das nämliche Jahr. Hierauf 
wird die Umfrage über dieſe zwei Rechenſchaftsberichte und über die 
übrigen auf der Tagesordnung ſtehenden Gegenſtände eröffnet. Kein 
individueller Antrag darf der Verſammlung vorgelegt werden, es ſei 
denn derſelbe vor dem 1. April dem Verwaltungsrathe mitgetheilt wor⸗ 
den, welcher ſein Gutachten darüber zu erſtatten hat. Die General⸗Ver⸗ 
ſammlung erwählt durch abſolute Stimmenmehrheit und falls im erſten 
Wahlgange kein Reſultat erzielt worden, im zweiten Wahlgange durch 
relative Stimmenmehrheit die Mitglieder des Verwaltungsrathes an 
Stelle derjenigen, deren Amtsdauer abgelaufen iſt. 

§ 43. Der Verwaltungsrath beruft eine außerordentliche Generalver⸗ 
ſammlung ein, wenn er es für paſſend erachtet, und er muß es thun auf den 
schriftlichen Antrag von 20 Actien⸗Inhabern, welche wenigſtens fünf⸗ 
hundert Actien repräſentiren. Dieſer Autrag muß dem Verwaltungs⸗ 
vathe mitgetheilt werden und die Vorſchläge, welche der General-Bers 
ſammlung vorzulegen ſind, enthalten. Innerhalb ſechzig Tage, von 
dem Tage an gerechnet, wo ihm der Antrag zugekommen iſt, ſtellt der 
Verwaltungsrath die Abhaltung der General ⸗Verſammlung feſt. Er 
theilt dieſer Verſammlung ſein Gutachten über die Vorſchläge mit, 
welche ihr vorgelegt ſind. | 

$ 44. Die General⸗Verſammlung kann auf den Vorſchlag des Ver⸗ 
waltungsrathes in den gegenwärtigen Statuten die durch die Erfahrung 
gebotenen Abänderungen vornehmen. Zur Abänderung der Statuten 
der Geſellſchaft muß wenigſtens die Hälfte der Aetien in der General 
Verſammlung repräſentirt fein. Iſt die General⸗Verſammlung nicht 
in dieſer Weiſe vertreten, fo kann der Verwaltungsrath den Gegenſtaud 
auf die nächſte ordentliche Verſammlung verſchieben, oder eine zweite 
Verſammlung in außerordentlicher Sitzung einberufen. 

8 45. Jeder Jahresbericht wird dem Staatsrathe mitgetheilt; dieſer 
beauftragt einen Experten, von den Büchern und der Kaſſe der Ge⸗ 
ſellſchaft gehörig Einſicht zu nehmen. Der Staatsrath ift zu jeder 
Zeit befugt die von ihm nothwendig erachteten Unterſuchungen und 
Prüfungen vornehmen zu laſſen. 

§ 46. Zu jeder Abänderung der beſonderen Reglemente, betreffend 
die gegenſeitigen Verſicherungen, ift die Einwilligung der Subſeribenten 
erforderlich. Die Abänderungen der vorliegenden Allgemeinen Statuten 
unterliegen der Genehmigung des Staatsraths. 


Jahresberichte und Vertheilung des Gewinns. 


8 47. Der Verwaltungsrath hat alljährlich einen Bericht über den Ce⸗ 
ſchüftsgang, wie er ſich vom 1. Januar bis 31. Decbr. geſtaltet, zu erſtatten. 

§ 48. Alljährlich innerhalb ſechs Monaten nach Schluß des Ge⸗ 
ſchäflsſahres wird eine Inventur und eine Bilanz für die Zeit bis zum 
31. December des vorigen Jahres aufgeſtellt. 

Zu deu vorhandenen Activis werden gerechnet: 

3. die Werthpapiere, höchſtens zum Conrſe vom letzten December 
des betreffenden Jahres, 

b. die Hypothekenforderungen, höchſtens zu ihrem Nominal⸗Betrage, 

e. die Grundſtücke, höchſtens zum Erwerbspreis, wovon mit Aus⸗ 
nahme des Grund und Bodens jährlich mindeſtens 1 pCt. abzuſchreiben, 

d. die Utenfilien, höchſtens zu 10 pCt. unter dem Erwerbspreis, 
wovon Überdem jährlich fernere 5 pCt. abzuſchreiben, 

e. der durch Wechſel gedeckte Theil des Grundcapitals, 

f. alles andere Eigentum, zu demjenigen Werthe veranſchlagt, 
welchen daſſelbe nach ſorgfältiger Ermittelung am Jahresſchluß hat. 
Zu den Paſſivis werden gerechnet 

3. daß geſammte Grundcapital, 
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b. alle liquiden oder anerkannten Verbindlichkeiten der Geſellſt 
4 der i 1 4,7 an 
die Reſerve für den am Jahresſchluß noch nicht i 
Theil der Jahresprämien, . En 
e. die rechnungsmäßige Reſerve, welche zur Deckung aller Niſieos 
von Jahr zu Jahr angeſammelt wird und der Differenz zwiſchen dem 
für die Gegenwart reducirten Werthe der verſicherten Tapitalien und 
Renten und dem gleichzeitigen Erwartungswerthe der von den Ver⸗ 
ſicherten noch zu leiſtenden Netto⸗Prämien gleichkommen muß. 
f. die vor dem Jahresſchluſſe angemeldeten Schäden, in Höhe des 
angemeldeten Betrages, und 
g. ſonſtige bekannte Schäden, nach ihrem wahrſcheinlichen Betrage. 
Der Ueberſchuß der Activa über die Paſſiva bildet er nach 5 2 
3 vertheilenden Reingewinn. Iſt ſtatt Gewinnes Verluſt vorhanden, 
o wird dieſer, ſoweit möglich, aus dem Capital⸗Neſervefonds gedeckt. 
Die Vertheilung des Gewinnes an die Actionäre und Verſicherten geſchieht 
alle vier Jahre, ſo lauge die General-Verſammlung nicht anders beſchließt. 
§ 49. Von dem Geſammtgewinne und nach Auszahlung der den 
Actionären nach $ 17 zukommenden Zinſen werden zunächſt 10 pCt. 
abgeſetzt, um einen Capital⸗Reſervefond zu bilden, der die Zahlung 
obiger Zinſen ſichern ſoll. — Hat dieſer Capital⸗Reſervefonds den Ber 
trag von Fr. 100,000 erreicht, ſo findet eine fernere Abſetzung für 
denſelben nur inſofern ſtatt, als er angegriffen worden und noch nicht 
bis zu jener Höhe ergänzt iſt. Der Ueberſchuß wird vertheilt wie folgt: 
50 pCt. den Verſicherten, 40 pet. den Actiondven, 5 pet. 
dem Verwaltungsrathe und 5 pCt. dem Director. l 
Auf den Lebens- wie auf den Todesfall haben die Verſicherten 
Antheil am Gewinne, ſobald ihre Policen wenigſtens einen vierjährigen 
Beſtand haben. Der Verwaltungsrath ſtellt die Grundlagen der Be⸗ 
theiligung der verſchiedenen Klaſſen der Verſtcherten am Gewinne feſt. 
Ein Dritttheil des zu Gunflen des Verwaltungsrathes vorbehaltenen 
Gewinnes kommt den Mitgliedern dieſes Rathes, die zugleich Mit⸗ 
glieder bes Directions Ausſchuſſes find, zu; die andern zwei Dritttheile 
ſind den übrigen Mitgliedern des Verwaltungsrathes vorbehalten. 
Auflöſung und Liquidation. noch 
5 50. Die Auflöſung der Geſellſchaft findet von Rechiswe att: 
1. Auf gehöriges Anſuchen der Actionäre, wenn fie he e e 
Viertheile des Geſellſchafts⸗Capitals repräfentiren. ” 1 
2. Wenn die Verluſte, nachdem ſie den capitalifitten Reſerreſonds 
in Anſpruch genommen, die Hälfte des Geſellſchafts, Capitals Übersteigen. 
9 51. In beiden Fällen des vorhergehenden Paragraphen ſoll der 
Verwaltungsrath die General⸗Verſammlung unter Angabe des zu be⸗ 
handelnden Gegenſtandes ſofort einberufen und ihr ein Inventar und 
eine Ueberſicht der Einnahmen und Ausgaben zuſtellen. Die Unter⸗ 
ſuchungs⸗Commiſſäre haben ebenfalls einen Bericht einzureichen. Der 
Auflöſungsbeſchluß darf nur mit einer Mehrheit, welche mehr als die 
Hälfte der Aetien repräſentirt, gefaßt werden. . 
8.52. Im Falle der Auflöſung der Geſellſchaſt ernennt die Ver⸗ 
ſammlung Liquidatoren; auf dieſelben gehen von da an die Beſugniſſe 
des Verwaltungsrathes und des Directors über. Die Berfommlung 
ſetzt ihre Anzahl, ihre Vollmachten und Gebühren feſt. y 
5 53. Die Liquidatoren haben namentlich die laufenden Riſicos in 
Rllckverſicherung zu geben oder die darauf bezüglichen Verſicherungs⸗ 
verträge auf die für die Geſellſchaft vortheilhafteſte Weiſe aufzuheben. 
Sie verwirklichen und vertheilen allmählig die Activa der Geſellſchaft, 
behalten jedoch ein zur Deckung der noch nicht getilgten oder nicht rück⸗ 
verſicherten Riſteos hinreichendes Capital zurück 
§ 54. Auf Verlangen der Liqnidatoren haben die Aetionäre die 
zu den Rückerſtattungen nothwendigen Einzahlungen zu leiſten. Im 
Unterlaſſungsfalle wird auf die in den 88 19 u. 20 vorgeſchriebene 
Weiſe verfahren. 2 
5 55. Der ausgetretene oder mit Tod abgegangene Liquidator wird 
durch die zu dieſem Zweck einberufene Generalverſammlung erſetzt. Ein 
Inventar über den Beſtand der Geſellſchaft auf den 31. December wird 
am Ende des Jahres, in welchem die Liquidation beſchloſſen worden, 
der General⸗Verſammlung vorgelegt. Dieſe beſtimmt die Art und 
Weiſe, wie die Liquidation vorgenommen werden ſoll. * * 
$ 56. Conflikte zwiſchen der Geſellſchaft und den Actionzren, oder 
den Actionären unter ſich, ſollen nach $ 37 des Geſetzes vom 24. Decbr. 
1852 über die Handesgeſellſchaften durch Schiedsrichter entſchieden werden. 
5 57. Selbſtverſtändlich können die gegenwärtigen Statuten nach 
Maßgabe des 8 44 und unter Vorbehalt der Genehmigung des Stacgts⸗ 
rathes zu jeder Zeit ergänzt und abgeändert werden. „Bi 


